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Timmo Scherenberg

■Flüchtlinge können sich in Deutsch-

land nicht aussuchen, wo sie nach

ihrem Asylantrag leben möchten. Sie wer-

den nach dem sogenannten Easy-System

auf die Bundesländer verteilt und dann

weiter nach entsprechenden Länderrege-

lungen innerhalb des Bundeslandes. Die-

ser simple administrative Vorgang hat für

die Betroffenen enorme Auswirkungen,

denn die Bedingungen, unter denen sie

die folgenden Monate und Jahre leben

werden, sind je nach Bundesland und

auch innerhalb der Bundesländer äußerst

unterschiedlich. Wenn man jedoch ein-

mal irgendwohin »zugewiesen« worden

ist, ist es so gut wie unmöglich, daran

noch etwas zu ändern.

Die Frage, ob eigene Wohnung oder Platz

im Lager, Metropolenregion oder tiefste

Provinz, Essenspakete, Gutscheine oder

Bargeld, enger oder weiter Residenzpflicht-

bezirk, Kontakt zu Communities oder

Alleinsein auf weiter Flur, die Möglichkeit

zu arbeiten oder nicht, alles das hängt

von der einen kleinen Zuweisungsent-

scheidung ab, wie sie jeden Tag hundert

Mal in Deutschland getroffen wird.

EIN BEISPIEL AUS HESSEN

Oberursel, Hochtaunuskreis. Der reichste

Landkreis Deutschlands. Hier wohnen

diejenigen, die in den Bankentürmen der

Frankfurter Innenstadt arbeiten. Am Stadt-

rand, hinter einem Gewerbegebiet ver-

steckt, liegt das örtliche Flüchtlingslager.

Es ist ein trister Ort, von dem ihn umge-

benden Wohlstand keine Spur. Etwa 200

Container stehen hier in drei großen Blö-

cken, zweigeschossig und jeweils mit ei-

nem gut einen Meter breiten Flur in der

Mitte. Jeder Container misst 5,80 x 2,50

Meter und ist für zwei Personen ausge-

legt, für Familien mit Kindern können zwei

Container zu einem großen zusammen-

gelegt werden. Für jeden Flur gibt es zwei

nach Geschlechtern getrennte Sanitär-

container und einen »Küchencontainer«.

Das bedeutet, dass es ein paar metal-

lene Spülbecken und ein paar stählerne

Tische gibt, auf denen einige lose Koch-

platten für die Steckdose herumstehen.

Backöfen gibt es nicht, Kühlschränke

müssen sich die Bewohnerinnen und Be-

wohner in ihre kleinen Wohncontainer

quetschen, Küchenutensilien ebenso. All-

gemein zugängliche Gemeinschafts- oder

Aufenthaltsräume sind nicht vorhanden.

Ein größerer Container kann für Fami-

lienfeiern o.ä. angefragt werden. Darüber

hinaus gibt es nur noch die Arbeit eines

externen Sozialarbeiters, der sich halb-

tags um die Kinder kümmert.

AUFGEWACHSEN IM 
CONTAINERLAGER

Es gibt Jugendliche, die ihr ganzes Leben

in diesem Lager verbracht haben. Was

das für die Entwicklung eines jungen

Menschen bedeutet, kann man sich nur

schwer vorstellen: Keinerlei Privatsphäre,

24 Stunden am Tag mit Eltern und Ge-

schwistern in einem Raum, die einzige

Rückzugsmöglichkeit heißt »draußen«.

Freunde mit nach Hause bringen ist qua-

si undenkbar, Kindergeburtstage veran-

stalten völlig illusorisch. Das führt natür-

lich auch dazu, dass die Kinder in ihren

Schulklassen zusätzlich isoliert werden –

ein weiterer Schritt zur Ghettobildung.

Gleichzeitig wird von Seiten der Politik

über mangelnde Integration lamentiert

und diese beispielsweise bei der Blei-

berechtsregelung offensiv eingefordert –

nachdem die Menschen jahrelang aufs

Äußerste ausgegrenzt worden sind. An-

träge auf Auszug werden nur in Aus-

nahmefällen genehmigt, etwa wenn dies

aus medizinischen Gründen notwendig

ist. Und selbst wenn es eine Familie ge-

schafft hat, eine Aufenthaltserlaubnis zu

bekommen und damit theoretisch auszie-

hen darf, ist dies nicht immer möglich, da

es im teuren Hochtaunuskreis schwierig

ist, bezahlbaren Wohnraum zu finden und

nicht genügend Sozialwohnungen bereit-

gestellt werden.

Leben im Lager
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MENSCHENWÜRDIGE UNTER-
BRINGUNG IST MÖGLICH

Dass es auch anders geht, zeigen vie-

le Beispiele. Das Hessische Landesauf-

nahmegesetz stellt es den Landkreisen

und Kommunen frei, Flüchtlinge in Woh-

nungen unterzubringen. Das benachbarte

Frankfurt oder der nahe gelegene Land-

kreis Gießen bringen bewusst fast alle

Flüchtlinge dezentral, also in Wohnungen,

unter. Im Hochtaunuskreis liegt die Quote

dezentraler Unterbringung hingegen bei

nur 21 %. Aber selbst Gemeinschafts-

unterkünfte können ganz anders gestal-

tet werden. In Grävenwiesbach, auch im

Hochtaunuskreis, betreibt die Diakonie

ein in den Ort integriertes Reihenhaus

mit eigenen Wohneinheiten als Gemein-

schaftsunterkunft. Jeweils 2 Familien tei-

len sich eine Küche und ein Wohnzimmer,

die Bewohnerinnen und Bewohner sind

gut in den Ort integriert und sind von der

Dorfgemeinschaft offen aufgenommen

worden. 

Während im Zuge rückläufiger Flüchtlings-

zahlen im Hochtaunuskreis verschiede-

ne andere und auch bessere Unterkünfte

geschlossen wurden, hält die zuständige

Behörde weiterhin beharrlich an dem Con-

tainerlager fest. Es werden sogar Flücht-

linge aus den geschlossenen Unterkünf-

ten in das Containerlager umgesiedelt.

Dass kürzlich gerade der Hochtaunus-

kreis vom Land Hessen als »Modellregion

Integration« ausgewählt wurde, erscheint

vor diesem Hintergrund wie Hohn.

Das geschilderte Beispiel ist nur eines

von vielen – ein extremes zwar, doch der-

lei Umstände sind kein Einzelfall – ganz

Deutschland ist mit Lagern unterschied-

licher Couleur übersät. Manchmal in Ver-

antwortung des Landes, manchmal in

kommunaler. Es gibt aber auch überall

immer lauter werdende Proteste gegen

diese staatlich verordnete Isolations- und

Desintegrationspolitik. Erste Wirkungen

werden sichtbar: So sind bereits einzel-

ne Lager geschlossen worden. In Bayern

hat die Debatte über die Lager bereits

den Landtag erreicht. An anderen Orten

schließen sich Flüchtlinge zusammen und

boykottieren die Essenspakete. 

Flüchtlinge, die auf der Suche nach Schutz

nach Deutschland kommen, sollten offen

bei uns aufgenommen werden und über

ihr Leben selbst bestimmen können, statt

über Jahre in Lagern »verwahrt« zu wer-

den. Über Integration wird dieser Tage viel

geredet – Flüchtlingen eine echte Chance

auf gesellschaftliche Teilhabe zu geben

statt sie zu ghettoisieren, wäre ein guter

Anfang. Jedes Jahr im Lager ist ein ver-

lorenes Jahr, jeder Tag ist einer zu viel –

sowohl für die Betroffenen, als auch für

eine Gesellschaft, die die Menschenwür-

de als obersten Grundsatz ihrer Verfas-

sung ausgibt. ■

Der Bayerische Flüchtlingsrat war im April

2009 eine Woche lang auf LagerInven-

tour. Vom 16. bis zum 22. April fuhren

Aktivistinnen und Aktivisten mit einem

Wohnmobil durch Bayern, um an Orten

mit Flüchtlingslagern herauszufinden, was

an lebendigen Strukturen der Flüchtlings-

solidarität existiert.

Es wurden Unterkünfte, Initiativen und

Beratungsstellen in Grassau, Pfarrkir-

chen, Teublitz, Amberg, Regensburg,

Passau, Würzburg, Zirndorf, Kaufbeuren

und Schongau besucht. So konnten sich

die Teilnehmenden ein Bild von der Le-

benssituation der Flüchtlinge, der gän-

gigen Praxis lokaler Ausländerämter und

den Möglichkeiten und Problemen von

Unterstützerinnen und Unterstützern vor

Ort machen.

Im Verlauf der Tour konnten zahlreiche

Kontakte geknüpft und eine landeswei-

te Vernetzung vorangetrieben werden. ■

■ Der Bayerische Flüchtlingsrat hat in einem Gutachten zur Situation in Bayern auf-

gezeigt, dass die Unterbringung von Flüchtlingen in Wohnungen rund 13,6 Millio-

nen Euro pro Jahr günstiger wäre als die zwangsweise Unterbringung in Sammelunter-

künften. Gerade in Bayern sind die Bedingungen der Lagerunterbringung besonders

schlecht. Die Berechnungen des Gutachtens orientieren sich an den Mietobergrenzen

für Bezieher von Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch II und XII, die sich am lokalen

Wohnungsmarkt orientieren. Der Kostenvergleich zeigt, dass die Unterbringung in Woh-

nungen deutlich günstiger ist als die Lagerunterbringung, bei einer fünfköpfigen Familie

in München beispielsweise um 2.315 € pro Monat.


